Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 18. — 


Anhalt: Aus führungsgeſetz zur Deutſchen Civilprozeßordnung, S. 281. — Geſetz, betreffend die 
Zwangsvollſtreckung gegen Benefizialerben und das Aufgebot der Nachlaßgläubiger im Geltungsbereiche 
des Allgemeinen Landrechts, S. 293. 


(Nr. 8638.) Ausführungsgeſetz zur Deutſchen Civilprozeßordnung. Vom 24. März 1879. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Konig von Preußen e. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 9 1 


Zuſtellungen in gerichtlichen Angelegenheiten, welche zu der 5 1 
ftreitigen Gerichtsbarkeit nicht gehören, erfolgen, ſofern fie beurkundet werden 
ſollen, unter entſprechender Anwendung der Vorſchriften der $$. 152 bis 159, 
165 bis 174, 176 bis 179, 182 bis 185, 187 bis 189 der Deutſchen Civil⸗ 
prozeßordnung, öffentliche Zuſtellungen in nicht ſtreitigen Angelegenheiten, ſoweit 
fie nach den beſtehenden Vorſchriften zuläffig find, unter entfprechender Anwen⸗ 
dung der die Zustellung von Ladungen betreffenden Vorſchriften. 

Die „ können fi) an Stelle der Gerichtsvoll⸗ 
ieher anderer Beamten zur Bewirkung von Zuſtellungen bedienen; geſchieht dieſes, 
50 finden die Vorſchriften der $$. 156, 172 bis 174 der Deutſchen Civilprozeß⸗ 
ordnung nicht Anwendung. 

Nach in nicht gerichtlichen e können die Betheiligten 
zur Bewirkung von Zuſtellungen ſich der Gerichtsvollzieher bedienen. Die Zu⸗ 
ſtellungen erfolgen in dieſem Falle a] den Vorſchriften der $$. 153, 155 bis 
159, 165 bis 174, 176 bis 178 der Deutſchen Civilprozeßordnung. Solche Zu- 
ſtellungen vertreten die Stelle einer gerichtlichen Bekanntmachung. 

$. 2. 

Die zuläſſige Berufung auf den Rechtsweg gegen nicht richterliche Entfchei- 

dungen erſolgt 1 5 durch Ethebung der Klage. ® 
8. 3. 

Die für die Vermögensverwaltung der Deutſchen Landesherren und der 
Mitglieder der Deutſchen landesherrlichen Familien, ſowie der Mitglieder der 
Fürſlichen Familie Hohenzollern beſtehenden Behörden gelten im Sinne der Vor⸗ 
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Ausgegeben zu Berlin den 3. Mai 1879. 
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| ET 5 
ſchriften der Deutſchen Civilprozeßordnung als geſetzliche Vertreter derſelben für 
lle n ihrem Gesche gehe Gegenſtände mit den Rechten und Pflichten 
der Abbie Vertreter einer nich we eb den Partei. Die Partei iſt jedoch 
ur Ableiſtung eines Eides, unbeſchadet des Rechts der e durch einen 
Bewollmächtig en, ſelbſt verpflichtet, wenn der Eid eine Thatſache betrifft, welche 
in einer eigenen Handlung der Partei beſteht oder Gegenſtand ihrer eigenen Wahr⸗ 
nehmung geweſen iſt. 84 


Die Vorſchriften der Deutſchen Civilprozeßordnung über den 1 der 
Verpflichtung dritter Perſonen zur Vorlegung von Urkunden $ 387, 394), 
über die Berechtigung zur Verweigerung eines Zeugniſſes ($$. 348 bis 350), 
über die Berpflichtung zur Erſtattung eines Gutachtens ($$. 372, 373), über die 
Vernehmung und Dean von Zeugen und Sachverſtändigen ($$. 341, 347, 
356, 357, 359 bis 363, 375), über die zur Erzwingung eines Zeugniſſes oder 
Gutachtens zuläſſigen Maßregeln ($$. 345, 355, 374) und über das Verfahren 
bei der Abnahme von Eiden 055 440 bis 446) finden in fe Rechts⸗ 
ftreitigfeiten, welche zu der ordentlichen ſtreitigen Gerichtsbarkeit nicht gehören, 
entſprechende Anwendung. 8 5 

Die Verordnung vom 28. Juni 1844 tritt außer Kraft. 

In den Landestheilen, in welchen vor der Eee wegen böslicher 
Verlaſſung auf Antrag eines Ehegatten ein richterlicher Befehl zur Herſtellung 
des ehelichen Zuſammenlebens zu 9 iſt, wird derſelbe von dem Amtsgericht 
und, wenn die Klage auf Herſtellung des ehelichen Lebens, die Eheſcheidungsklage 
oder die Ungültigkeitsklage anhängig iſt, von dem Prozeßgericht erlaſſen. Die 
Zuſtändigkeit des Amtsgerichts bekäme ſich nach Maßgabe der Vorſchriften des 

. 568 der Deutſchen Civilprozeßordnung. . 
ſt der Befehl nicht in Gegenwart des Gegners verkündet, ſo hat der An⸗ 
tragſteller den Befehl zuſtellen zu laſſen. 

Gegen den Beſchluß, durch welchen der Antrag auf Erlaß des Befehls 
, . wird, findet Beſchwerde nach den Vorſchriften der $$. 530 bis 538 
er Deutſchen . ſtatt. 

Die bösliche Verlaſſung darf nicht ſchon deshalb als feſtgeſtellt angenommen 
werden, weil der erlaſſene Befehl nicht befolgt iſt. 

$. 6. 

Auf die nach den Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts Theil II Titel 1 

. 709 zu erlaſſenden gerichtlichen Beſſerungsbefehle finden die Vorſchriften des 
5 ent pre e Anwendung. 8 7 


Die bei ute auf ee auf Herſtellung des ehelichen Lebens 
nach den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts zuläſſigen einſtweiligen Verfügungen 
($. 584 der Deutſchen Civilprozeßordnung) dürfen erſt erlaſſen werden, nachdem 
die Anberaumung des Sühnetermins beantragt, oder der Termin 3 mündlichen 
Verhandlung auf die Klage feſtgeſetzt, oder der in §. 5 erwähnte Befehl zur Her⸗ 
ſtellung des ehelichen Zuſammenlebens erlaſſen iſt. 
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ft der Kläger in dem Sühnetermin oder in dem Termin zur mündlichen 
Verhandlung auf die Klage nicht erſchienen, ſo iſt die beantragte ir Ver⸗ 
fügung nicht 5 erlaſſen und auf Antrag die Aufhebung der er aſſenen Ver⸗ 
fügung durch 8 auszuſprechen. 

m Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln erfolgt die nach Artikel 270 
des Rheiniſchen e vorgeſchriebene Siegelung der der Gütergemein⸗ 
Kae unterliegenden ? obiliargrgenftänbe nur auf Grund einer nach der Vor⸗ 
ſchrift des erſten Abſatzes r erlaſſenden einſtweiligen Verfügung. 

An Stelle des im Artikel 271 des Rheinischen e vorgeſehenen 
Tages tritt derjenige, an welchem die Anberaumung des Sühnetermins beantragt 
oder ohne vorgängigen Sühnetermin der Termin zur mündlichen Verhandlung 
auf die Klage feſtgeſett iſt. 


Die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Ausſetzung der Verkündung 
von Eheſcheidungsurtheilen werden aufgehoben. 0 


F. 9. 

Die Vorſchriften der Deutſchen Civilprozeßordnung und des e 
esche zu derſelben finden auch auf die 8 ae hl age) lnwen⸗ 
9 0 welche vor dem Geheimen Juſtizrath verhandelt werden. Die erſte Inſtanz 
des Geheimen Juſtizraths gilt hierbei als Landgericht, die zweite als Oberlandesgericht. 

10. 

Die Vorſchriften der Deutſchen Civilprozeßordnung und des Einführungs⸗ 
geſetzes zu derſelben über das Verfahren in den zur Zuſtändigkeit der Amtsgerichte 
gehörigen a RE ig finden auch auf die bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten 

nwendung, welche zur Zuſtändigkeit der Gewerbegerichte im Bezirk des Appella⸗ 
tionsgerichtshofes zu Cöln gehören. 

Auf den Vorſitzenden des Gerichts finden die den Vorſitzenden im land⸗ 
gerichtlichen Verfahren betreffenden Vorſchriften entſprechende Anwendung. 

Die Safe ($. 234 Abſ. 1 der Deutſchen Civilprozeßordnung) 
beträgt mindeſtens 24 Stunden.. 

Die Urtheile ſind ohne Rückſicht auf den Werth des Gegenſtandes der 
Verurtheilung und ohne Antrag für vorläufig vollſtreckbar zu erklären. 

ie Zuläſſigkeit der Berufung iſt une einen den Betrag von achtzig 
Mark überſteigenden Werth des Streitgegenſtandes bedingt. 

Für die Verhandlung und Entſcheidung über die Rechtsmittel der Berufung 
und der Beſchwerde iſt das 1 in deſſen Bezirk das Gewerbegericht 
ſeinen Sitz hat, und im Falle der Beſchwerde gegen eine Entſcheidung des Land⸗ 
gerichts das Oberlanbesgercht zuſtändig. 

Das Verfahren vor den Vergleichskammern wird durch dieſe Vorſchriften 
nicht berührt. Aus den von denſelben aufgenommenen Vergleichen findet die 
Zwangsvollſtreckung nach den Vorſchriften der Deutſchen Civilprozeßordnung ſtatt. 


Hl, 
Im Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln finden aal Gütertrennungs⸗ 
klagen (Art. 1443 des Rheiniſchen 5 0 die — en der Deutſchen 
Civilprozeßordnung mit folgenden näheren eee , Anwendung. 

(Nr, 8638.) 


6 

Die Zuſtändigkeit des Gerichts beſtimmt ſich nach $. 568 der Deutſchen 
Civilprozeßordnung. 

Ein die Bezeichnung der Parteien und des Gerichts, den Antrag und den 
Termin zur mündlichen Verhandlung enthaltender Auszug aus der Klageſchrift 
iſt nach den Vorſchriften der Deutſchen Civilprozeßordnung über die öffentliche 
Zuftellung einer Ladung bekannt zu machen. Zwischen dem Tage der letzten 
Einrückung des Auszugs in die öffentlichen Blätter und dem Termin zur münd⸗ 
lichen Verhandlung muß ein Zeitraum von mindeſtens einem Monat liegen. 

Die Vorſchrift des $. 577 der Deutſchen Civilprozeßordnung findet unter 
den Ehegatten entſprechende Anwendung. 

5 an Vorſchriften des Art. 871 der Rheiniſchen Civilprozeßordnung bleiben 
unberührt. 

Das auf Gütertrennung erkennende Urtheil iſt von Amtswegen den Par⸗ 
teien zuzuſtellen und nach Eintritt der Rechtskraft in gleicher Weiſe wie der Aus⸗ 
zug aus der Klageſchrift öffentlich bekannt zu machen. 

Die in Artikel 1444 des Rheiniſchen Civilgeſetzbuchs vorgeſehene Friſt läuft 
von dem Tage der Rechtskraft des Artheils. 

Die den Gläubigern 115 Artikel 1447 daſelbſt zuſtehende Anfechtung des 
e Urtheils iſt im Wege der Klage geltend zu machen. Die Klage 
findet nur bis zum Ablauf eines Jahres nach der letzten Einrückung des Urtheils 
in die öffentlichen Blätter ftatt. Das Gericht, welches in der Hauptſache erkannt 
hat, iſt für die Klage ausſchließlich zuſtändig. 


§. 12. 

Aus den gemäß F. 59 der Feldpolizeiordnung vom 1. November 1847 vor 

ehen e e geſchloſſenen . findet die gerichtliche Zwangsvoll⸗ 
ng ſtatt. 


ſtre 
ie Vorſchriften der Deutſchen Civilpro eßordnung über die Zwangs⸗ 
e e aus notariellen Urkunden finden hierbei entſprechende Anwendung. 
In den Fällen der $$. 664, 665 der Deutſchen Civilprozeßordnung iſt die 
vollſtreckbare Ausfertigung nur auf Anordnung des Amtsgerichts zu ertheilen, 
in deſſen Bezirk die Polizeibehörde den Amtsſitz hat. 


8.13. 

Die Vorſchriften des Geſetzes über das Grundbu weſen im Jadegebiet 
vom 23. März 1873 (Geſetz-Samml. S. 111) $. 3 und des Geſetzes über das 
Grundbuchweſen in der Provinz Hannover vom 28. Mai 1873 Geſetz-Samml. 
©. 253) H. 3, daß ein vollſtreckbares Erkenntniß von dem Grun buchamt einem 
rechtskräftigen gleich zu achten ſei, werden aufgehoben. 


§. 14. 

Die Vorſchriften der Deutſchen Civilprozeßordnung über die Wirkungen 
der Pfändung finden . Anwendung auf die auf Grund einer Ent⸗ 
ſcheidung oder Anordnung der zuftändigen Verwaltungsbehörde, eines Verwaltungs⸗ 

erichts, einer Auseinanderſetzungsbehörde oder eines ſolchen Inſtituts, dem die 
Befugniz zur e zufteht, bewirkte Pfändung. 
Die anderweite Regelung des Verfahrens der 2 wegen 


Geldforderungen aus den im erſten Abſatze bezeichneten Ent cheidungen oder An⸗ 
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ordnungen erfolgt im Anſchluſſe an die Vorfchriften der Deutſchen Civilprozeß⸗ 
ordnung durch Königliche Verordnung. f 


$. 15. 
In Neuvorpommern und 8 erfolgt die Beitreibung von Abgaben und 
Leiſtungen an Kirchen, öffentliche Schulen und an deren Beamte nach näherer 
Beſtimmung der Kabinetsorder vom 19. Juni 1836 Nr. 1 und 2 a 
S. 198) und des Geſetzes vom 24. Mai 1861 $. 15 (Geſetz⸗Samml. S. 241) 
im Wege der adminiſtrativen Zwangsvollſtreckung. 

i $. 16. 

Die Pfändung einer in einem Grund⸗ oder Hypothekenbuche eingetragenen 
Forderung oder Berechtigung erſetzt die Bewilligung des Schuldners zur Ein⸗ 
tragung des entſtandenen fandrechts Zum Nachweiſe der Pfändung iſt der 
Nachweis der Zuſtellung des Pfändungsbeſchluſſes an den Eigenthümer des 
Grundſtücks erforderlich und ausreichend. 

Die Ueberweiſung einer in einem Grund⸗ oder n eingetra⸗ 
genen Geldforderung an Zahlungsſtatt erſetzt die Bewilligung des Schuldners 
zur Eintragung der Abtretung. 8 

Zu dem Antrage des Gläubigers auf Eintragung iſt weder die Vermittelung des 
Prozeßgerichts oder des e e e noch die Beglaubigung erforderlich. 

ie Vorſchriften des bürgerlichen Rechts über die Vorausſetzungen, unter 
welchen die Rechte an einer in einem Grund» oder Hypothekenbuche eingetragenen 
Forderung Rechtswirkung gegen Dritte erlangen, bleiben unberührt. 


5.37; 

Bei Pfändung eines Anſpruchs, welcher die Uebertragung des Eigenthums 
einer unbeweglichen Sache zum Gegenſtande hat, iſt anzuordnen, daß die Ueber- 
tragung nur an den nach H. 747 der Deutſchen Civilprozeßordnung zu beftellenden 
Sequefter als Vertreter des Schuldners vorgenommen werde. Der Sequefter iſt 
zu ermächtigen und anzuweiſen, daß er an Stelle des Schuldners die zu dem 
Erwerb erforderlichen Erklärungen abgebe und die Eintragung der Forderung 
des Gläubigers in das Grund⸗ oder Hypothekenbuch in der zur Sicherſtellung 
eines Anſpruchs auf Eintragung vorgeſchriebenen Form bewillige und beantrage. 

Iſt der Anſpruch für mehrere Gläubiger gepfändet, fo bat der Segueſter 
die Eintragung der Forderungen in der durch die Zeit der Pfändungen beſtimmten 
Reihenfolge zu beantragen; wenn ein Gläubiger eine andere Reihenfolge verlangt 
oder die geit der Pfändungen nicht erhellt, zu gleichen Rechten unter dem mit⸗ 
. Vorbehalt einer anderweiten Feſtſellung des Ranges derſelben 
untereinander. 


§. 18. 

Die nach dem Geſetz über den Eigenthumserwerb und die dingliche Be⸗ 
laſtung der Grundſtücke vom 5. Mai 1872 zur Eintragung einer Vormerkung 
erforderliche Vermittelung des Hoem d findet nur als Ausführung einer 
einſtweiligen Verfügung nach den Vorſchriften der Deutſchen Civilprozeßordnung ſtatt. 

19 


$. 19. 

Die durch einſtweilige Verfügung angeordneten Eintra — in einem 

Grund- oder Hypothekenbuche find nach Vorlegung eines volftec aren Urtheils 
(Nr, 8638.) 


CCC 


2 


oder Beſchluſſes, durch welche die einftweilige Verfügung aufgehoben iſt, auf 
Antrag 15 Eigenthümers de. löſchen. Zu Be Antrag In — die Vermit⸗ 
telung des Prozeßgerichts oder des Vollſtreckungsgerichts, noch die Beglaubigung 


erforderlich. 8. 20 


Für das Aufgebotsverfahren zum Zwecke der Kraftloserklärung (Amorti⸗ 
ſation) von Urkunden ſind die Gerichte ausſchließlich zuſtändig. 

Die Vorſchriften der $$. 839 bis 842, 846 bis 848 der Deutſchen Civil⸗ 
prozeßordnung finden auch bei dem Aufgebot anderer als der im F. 837 der 
Deutſchen Civilprozeßordnung bezeichneten Urkunden mit Ausſchluß aller beſon⸗ 
deren Vorſchriften a RG, 

Betrifft das Aufgebot Urkunden, für deren Aufgebot die Bekanntmachung 
durch namentlich bezeichnete Blätter in Privilegien oder Statuten beſonders vor⸗ 
1 iſt, ſo erfolgt die öffentliche Bekanntmachung des . ($. 842 
: | br Deutſchen Civilprozeßordnung) auch durch einmalige Einrückung in 
ieſe Blätter. 

Betrifft das Aufgebot Urkunden über Anſprüche, welche in einem Grund⸗ 
oder Hypothekenbuche angetragen ſind, ſo erfolgt die öffentliche Bekanntmachung 
des Aufgebots (F. 842 Abſ. 1 der Deutfchen Civilprozeßordnung) durch An⸗ 
en die Gerichtstafel, ſowie durch einmalige Einrückung in den öffent⸗ 
ichen Anzeiger des Amtsblattes. Dieſe Einrückung tritt bei Anwendung der 
SS 846, 847 der Deutſchen Civilprozeßordnung an Stelle der Einrückung in 
en Deutſchen Reichsanzeiger. Die in dieſen Peragräphen beſtimmten Friſten 
werden auf drei Monate herabgeſetzt. 

Die Vorſchriften über die Vorausſe 2 „unter welchen das Aufgebot 
einer Urkunde a werden kann, und über das u Mur eines gewiſſen 
Zeitablaufs von dem Verluſte der Urkunde bis zu deren Amortiſation, ſowie die 
Vorſchriften, nach welchen beſtimmte Perſonen von dem Aufgebote zu benach⸗ 
richtigen ſind, bleiben unberührt. 92 

21. 


Auf das Aufgebotsverfahren zum Zwecke der Löſchung angeblich getilgter 
8 7 oder Grundſchuldforderungen finden die Vorſchriften über das Auf⸗ 
gebot von Urkunden über ſolche Forderungen entſprechende Anwendung. 


F. 22. 

Soweit das Aufgebot eines Verſchollenen zum Zwecke der Todeserklärung 
nach den beſtehenden Vorſchriften zuläſſig iſt, erfolgt daſſelbe nach den Vor⸗ 
ſchriften der Deutſchen eee Der Antragſteller hat die zur Be⸗ 
gründung des Antrags erforderlichen Thatſachen glaubhaft zu machen und ſich 
zur eidlichen Verſicherung der Wahrheit ſeiner Angaben zu erbieten. 

Soweit nach den bisherigen Vorſchriften das Aufgebot von N 
erfolgen konnte, ſind die erbberechtigten nächſten Verwandten, der vr atte und der 
Vormund des Verſchollenen zu dem ve auf Erlaß des Aufgebots berechtigt. 

Das zuſtändige Gericht wird durch den letzten Wohnfig des Verſchollenen 
oder, wenn derſelbe einen ſolchen nicht gehabt hat, durch den letzten Aufenthaltsort 
deſſelben in Preußen beſtimumt. 


1 
. 


a in K ⁵˙ 7 ET u Eee 
— 287 — 5 


Stirbt der Antragſteller im Laufe des Verfahrens oder ſetzt derſelbe das 
Verfahren nicht fort, Ya jeder, auf deſſen Antrag das Verf A en 
iſt, daſſelbe fortſetzen. 

Von der Einleitung des Verfahrens iſt die obere Verwaltungsbehörde des 
Bezirks (Regierung, Landdroſtei) in Kenntniß zu ſetzen. 

$. 23. 

Die $$. 23 bis 48, 57 bis 60, 76 bis 80 Allgemeinen Landrechts Theil J 
Titel 9 werden durch nachfolgende Beſtimmungen abgeändert. 

Das Aufgebot einer gefundenen Sache oder eines Schatzes erfolgt nur auf 
Far K uch tu, Betheiligten. Die Ablieferung dieſer Sachen an das Gericht 

ndet ni att. 

Der uff Verkauf einer gefundenen Sache wird auf Antrag des Fin⸗ 
2 angeordnet; die Entſcheidung kann ohne vorgängige mündliche Verhandlung 
erfolgen. 

Ein Zuſchlag des Fundes erfolgt nicht. Die $$. 49 bis 56 Allgemeinen 
Landrechts Th. I Tit 9 werden aufgehoben. ; 

Das Ausſchlußurtheil 55 dahin zu erlaſſen, daß dem unbekannten Verlierer 
oder Eigenthümer, welcher ſich nicht gemeldet hat, nur der Anſpruch auf Heraus⸗ 
gabe des durch den Fund erlangten und zur Zeit der Erhebung des Anſpruchs 
920 ben wich Vortheils vorbehalten, jedes weitere Recht deſelben aber aus⸗ 
geſchloſſen wird. 

Die Rechte dritter Perſonen, außer dem Finder, den Fund für ig in 
Anſpruch zu nehmen, bleiben nach Maßgabe der bisherigen Vorſchriften in Ver⸗ 
bindung mit den Vorſchriften des vorigen Abſatzes beſtehen. 

§. 24. 

Die Vorſchriften über die bei dem Aufgebot eines Verſchollenen oder eines 
erbloſen Nachlaſſes einzuhaltenden ee dn bleiben in Kraft. . 

Im Uebrigen werden die beſtehenden Vorſchriften über die Aufgebotsfriſten 
1905 die Vorſchriften über die öffentliche Bekanntmachung der Aufgebote auf⸗ 

ehoben. 

; Bei der nach den beſtehenden Vorſchriften erforderlichen Mittheilung des 
Aufgebots an beſtimmte Perſonen kann die Zuſtellung durch Aufgabe zur Poſt 
($. 161 der Deutſchen Civilprozeßordnung) erfolgen. 

Bei der Zuſtellung durch Aufgabe zur Poſt ſind die Poſtſendungen mit 
der Bezeichnung „Einſchreiben“ zu verſehen. 5 

F. 25. 

Die Ableiſtung eines Eides in Aufgebotsſachen findet nur nach der Vor⸗ 

ſchrift der Deutſchen Civilprozeßordnung $. 829 Abſ. 2 ſtatt. 
$. 26. 

Die Erledigung der durch dieſes Geſetz betroffenen Aufgebotsſachen oder 
einzelner Gattungen derſelben kann durch den Juſtizminiſter für den Bezirk meh⸗ 
rerer Amtsgerichte deſſelben Landgerichtsbezirks einem derſelben übertragen werden. 
Auf Verlangen des Antragſtellers erfolgt die Erledigung durch das geſetzlich 
zuſtändige Gericht. 

(Nr. 8638.) 
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Wird das Aufgebot durch ein anderes als das geſetzlich zuſtändige Gericht 
erlaſſen, jo erfolgt die Anheftung deſſelben auch an der Gerichtstafel des geſetzlich 
sale Gerichts. 

a das Aufgebot von Rechten an unbeweglichen Sachen und von Ur- 
kunden über ſolche Rechte finden die Vorſchriften dieſes Paragraphen nicht An⸗ 
wendung. 

§. 27. 

Die Vorſchriften der Deutſchen Civilprozeßordnung über das Aufgebots⸗ 
verfahren und die $$. 24 bis 26 dieſes Geſetzes finden auf andere als die in den 
8 20 bis 23 bezeichneten Aufgebote nur Anwendung, wenn nach den beſtehenden 

orſchriften der Eintritt von Rechtsnachtheilen durch beſonderen Beſchluß des 
Gerichts feſtgeſtellt werden muß. 
$. 28. 

An Stelle der Vorſchriften des Einführungsgeſetzes zum Handels eſetzbuche 

vom 24. Juni 1861 Artikel 5 $$. 5, 9 treten 2 8 Vorſchriften: a 
$. 5. Gegen die 5 1 findet ſofortige Beſchwerde nach den Vor⸗ 
waren der Deutſchen Civilprozeßordnung mit aufſchiebender Wirkung 

a 


5 87805 die Beſchwerde wird nach den Vorſchriften des $. 3 ver- 
andelt. 
§. 9. Die Einlegung des Einſpruchs und der Beſchwerde kann durch Erklä⸗ 
rung zum Protokolle des Gerichtsſchreibers 1 1 — 
ie nach $: 4 erlaſſene Entſcheidung wird dem Verurtheilten von 
Amtswegen zugeſtellt. | 
Mit diefer de nden die Artikel 5, 6, 7 des erwähnten Geſetzes (An⸗ 
lage), und zwar der Artikel 5 auch für die Anmeldungen zum 15 
regiſter (Reichsgeſetz vom 4. Juli 1868), im ganzen mf 
Anwendung. 


ange der Monarchie 


$. 29. 

Auf die nach dem anfübtungegeieße zum de buche vom 24. Juni 
1861 Artikel 57 erforderliche Verhandlung über die Dispache finden die Vorſchriften 
der Deutſchen Civilprozeßordnung $$. 761 bis 768 über das Vertheilungsver⸗ 
fahren entſprechende Anwendung. 

An Stelle der Ausführung des Vertheilungsplanes erfolgt die Beſtätigung 
der Dispache. Die Beſtätigung iſt, wenn ſie in dem Termin erfolgt, zu ver⸗ 
künden, anderenfalls den Betheiligten oder dem beftellten Vertreter derſelben von 
Amtswegen zuzuftellen. 

Gegen die Beſtätigung findet ſofortige Beſchwerde nach den Vorſchriften 
der Deutſchen Ciwilprozeßordnung ſtatt. Die Beſchwerdefriſt beginnt mit der 
Verkündung oder Zuſtellung. 

Die aus der beſtätigten Dispache auläffige Zwangsvollſtreckung erfolgt nach 
den Vorſchriften der Deutſchen Civilprozeßordnung. Auf die Geltendmachung 
von Einwendungen findet die Vorſchrift der Deutſchen Civilprozeßordnung $. 686 
Abſ. 2 keine Anwendung. 


Dr 
Mit dieſen Maßgaben findet der Artikel 57 des Einfü tungögefehed von 
24. Juni 1861 (Anlage) im ganzen Umfange der Monarchie Anwendung. 


| F. 30. 

Für das Verfahren in den nach der ee u be 
handelnden Theilungen und Ablöſungen in den Landestheilen des linken Rhein⸗ 
ufers verbleibt es, vorbehaltlich der 1 4 dieſes Geſetzes, bei den beſtehenden 
Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Mai 1851 (Geſetz⸗Samml. S. 383). Eine 
Mitwirkung der Staatsanwaltſchaft findet nicht ſtatt. 

Bei der Verhandlung und Entſcheidung der nach dem Inkrafttreten der 
Deutſchen Civilprozeßordnung ya. werdenden Klagen auf Theilung oder 
Ablöſung finden die Vorſchriften der SS. 259, 410 bis 439 der Deutſchen Civil⸗ 
rozeßordnung und des F. 14 Abſ. 2 Nr. 1 bis 3 des Einführungsgeſetzes zu 
erſelben Anwendung. 8. 81 


Im Gebiet des vormaligen Kurfürſtenthums Heſſen beginnt die Friſt zur 
Erhebung der Klage auf 5 für Mängel an Hausthieren (Geſetz 
vom 23. Oktober 1865) in jedem Falle mit dem Ablauf der Gewährleiſtungsfriſt. 

Die Klagefriſt N wenn die hervorgetretenen Mängel des Viehs recht⸗ 
zeitig angezeigt worden ſind, ſechs Wochen. 

Die Anzeige von dem Mangel iſt als Antrag auf Sicherung des Beweiſes 
nach den Vorſchriften der $$. 447 bis 455 der Deutſchen Civilprozeßordnung 
anzubringen. 8. 32 


Im Bezirk des Appellationsgerichts zu Frankfurt am Main beginnt die 
Friſt zur Erhebung der dem Reſtkaufſchillingskläger zuſtehenden Rückſtandsklage, 
ſofern deren Lauf nicht vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes begonnen hat, von 
dem Tage der freiwillig oder im Wege der Zwangsvoll eckung erfolgten Rück⸗ 
gabe des unter Vorbehalt des Eigenthums veräußerten Grundſtücks. 
§. 33. 
1 Geſetz tritt gleichzeitig mit dem Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetz 
aft. 
üihen Ju unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 


Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 24. März 1879. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Friedenthal. 
v. Bülow. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. Maybach. Hobrecht. 


Oeſ. Samml. 1879. (Nr. 868.) 42 
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Anlage. 


Auszug 
aus dem 
Einfuͤhrungsgeſetz zum Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuch. 
Vom 24. Juni 1861. 


Artikel 5. 

Die Vorſchriften des Fandel gesch dach gemäß welchen die Handelsgerichte 
von Amtswegen die Betheiligten zur Befolgung der geſetzlichen Anordnungen 
über die Anmeldung zur Eintragung in das Handelsregiſter und über die Zeich⸗ 
nung oder Einreichung der Head au der Firmen oder Unterſchriften durch Ord⸗ 
nungsſtrafen anhalten ſollen, ſind nach folgenden Beſtimmungen in Ausführung 
zu bringen. 8 

1 


Wenn das Handelsgericht in glaubhafter Weiſe davon Kenntniß erhält, daß 
die geſetzliche Anordnung nicht befolgt worden iſt, ſo hat es eine Verfügung an 
den Betheiligten zu erlaſſen, durch welche derſelbe unter Androhung einer an⸗ 
gemeſſenen Ordnungsſtrafe aufgefordert wird, innerhalb einer beſtimmten Friſt 
entweder die gases che Anordnung zu befolgen, oder die Unterlaſſung mittelſt 
Einſpruchs gen ie Verfügung zu rechtfertigen. 

Der Lauf der in der Verfügung beſtimmten Saft beginnt mit dem Tage, 
welcher auf den Tag der Zuftellung der Verfügung folgt. 

Der Einſpruch geſchieht . ſchriftliche Eingabe an das Handelsgericht, 
oder zu Protokoll bei demſelben. 


$. 2. 

Wird binnen der durch die Verfügung beſtimmten Friſt weder die geſetzliche 
Anordnung befolgt, noch 1 gegen die Verfügung erhoben, ſo hat das 
Handelsgericht die angedrohte Strafe gegen den Betheiligten feſtzuſetzen und gleich- 
zeitig die Verfügung unter Androhung einer anderweiten Urdnungsſtrafe zu 
wiederholen. 

$. 3. 


Wird gegen die Verfügung binnen der beſtimmten Friſt Einſpruch erhoben, 
ſo hat das Handelsgericht, ſofern nicht aus dem Einſpruch die Rechtfertigung des 
Betheiligten ſich ergiebt, einen Termin zu beſtimmen, in welchem mündlich und 
in öffentlicher Sitzung der Betheiligte über die Verwirkung der Ordnungsſtrafe 
zu hören, im geeigneten Falle Beweis aufzunehmen und zu entſcheiden iſt. 

Der Betheiligte iſt zu dieſem Termin vorzuladen; er kann in demſelben 
perſönlich oder durch einen Bevollmächtigten die Gründe und Beweiſe ſeiner Recht⸗ 
fertigung vorbringen. Wer als Bevollmächtigter zuzulaſſen ſei, iſt nach den Vor⸗ 
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ſchriften zu beurtheilen, welche bei dem Gericht für das Prozeßverfahren in Civil 
ſachen maßgebend ſind. 
F. 4 


Erſcheint der Betheiligte nicht in dem Termin, oder ergiebt ſich bei der 
Verhandlung, daß die gelealihe Anordnung von dem Betheiligten hätte befolgt 
werden müffen ſo wird die Ordnungsſtrafe gegen denſelben Aan und zugleich 
mit der Entſcheidung wenn nicht etwa inzwiſchen die Verhältniſſe ſich geändert 
haben, eine neue Verfügung nach Maßgabe des $.1 erlaſſen. 


$. 6. 

Für die neuen Verfügungen, welche gemäß F. 2 oder $. 4 erlaſſen werden, 
und für das auf dieſelben folgende Verfahren gilt daſſelbe, was in den vor⸗ 
ſtehenden Paragraphen vorgeſchrieben iſt. 

Der Lauß der Friſt, welche in einer gemäß $. 4 erlaſſenen neuen Verfügung 
beſtimmt iſt, beginnt mit dem Tage, der auf denjenigen folgt, an welchem die 
Friſt zur Erhebung der Beſchwerde abgelaufen iſt. g 

Die Verfügungen und die Feſtſetzungen von Ordnungsſtrafen werden 
wiederholt, bis die geſetzliche Anordnung befolgt, oder ihre Vorausſetzung weg⸗ 
gefallen iſt. 8 7 


Die Ordnungsſtrafe, welche angedroht und feſtgeſtellt werden kann, beſteht 
in Geldbuße von fünf bis weihundert Thalern. En Umwandlung der Gal 
buße in Gefängnißſtrafe findet nicht ſtatt. Bei der Feſtſtellung der Ordnungs⸗ 
ſtrafe iſt der Betheiligte zugleich in die Koſten des Verfahrens zu verurtheilen. 


$. 8. 

Die Gerichte ſind befugt, 8 jeder Zeit, das Verfahren mag bereits ein⸗ 
geleitet fein oder nicht, durch die Beamten der gerichtlichen Polizei oder der Ver⸗ 
3 Ermittelungen über den Sachverhalt einzuziehen, auch in Fällen, 
in welchen dies etforberi erſcheint, durch einen Kommiſſar des Gerichts oder 
durch Requiſition anderer Gerichte die eidliche Vernehmung von Zeugen zu be⸗ 
wirken. Sie können auch die Verhandlung in der Sitzung zu einer anderen 

Sitzung vertagen, ſowie von Amtswegen eugen zur Sitzung vorladen laſſen. 
Gegen Zwiſchenverfügungen findet ein Rechtsmittel nicht ſtatt. 


Artikel 6. 

In Bezug auf die Ausführung der Vorſchrift des Handelsgeſetzbuchs, gemäß 
welcher das Handelsgericht gegen diejenigen einſchreiten ſoll, welche ſich einer ihnen 
nicht zuſtehenden Firma bedienen (Art. 26 des Handelsgeſetzbuchs), kommen die 
Beſtimmungen des vorhergehenden Artikels mit folgenden Maßgaben zur An⸗ 
wendung: 

1) Die Verfügung (Art. 5 F. 1), durch welche das Handelsgericht ein⸗ 

ſchreitet, e ie neue Verfügung, welche gemäß Artikel 5, 85 4 oder 6 
ergeht, iſt ohne Beſtimmung einer Friſt dahin zu erlaſſen aß der Be⸗ 
theiligte unter Androhung einer Ordnungsſtrafe aufgefordert wird, ſich 
| dieſer Firma nicht ferner zu bedienen. 
0 (Nr. 8638.) 42* 
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2) Das Handelsgericht hat nach Erlaß der Verfügung gemäß Artikel 5, 
SS. 38 weiter zu verfahren, wenn es in 1 after Weiſe davon 


enn er 
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Kenntniß erhält, daß der Verfügung nach Zuſtellung derſelben zuwider 
gehandelt worden iſt. 
Artikel 7. 

Den Beamten der Staatsanwaltſchaft und der Polizei liegt ob, darauf zu 
achten, daß den Vorſchriften des 92 elsgeſetzbuchs, zu deren Befolgung die 
Handelsgerichte durch Ordnungsſtrafen anzuhalten haben, von den dazu ver⸗ 
pflichteten Perſonen genügt wird; dieſelben a die Unterlaſſungen und Zu⸗ 
widerhandlungen, welche zu ihrer Kenntniß gelangen, bei den zuſtändigen Handels- 
gerichten zur Anzeige zu bringen. 


Artikel 57. 

Ueber das Verfahren bei Aufmachung der Dispache und über die Ausfüh⸗ 

rung derſelben werden folgende Vorſchriften ertheilt. 
§. 1. 

Der Dispacheur hat die Dispache ſofort nach ihrer Aufmachung dem 
Handelsgericht zu überreichen. Dem Handelsgericht liegt ob, die Dispache zu 
prüfen und dieſelbe, wenn ſich Fehler oder Mängel finden, durch den Dispacheur 
berichtigen zu laſſen. 

$. 2. 

Nachdem die Dispache geprüft und erforderlichen Falls berichtigt iſt, werden 
diejenigen Betheiligten, welche bei dem Gerichte je gemeldet haben, oder dem⸗ 
ſelben anderweit, insbeſondere aus den Schiffs⸗ oder Ladungspapieren bekannt 
geworden find, ſofern fie am Orte des Gerichts ſich aufhalten, oder dort anwe⸗ 
ſende Vertreter beſtellt haben, und für die übrigen Betheiligten ein ihnen zu be⸗ 
ſtellender Offizialanwalt zu einem Termin vor einem Kommiſſar des Gerichts 
vorgeladen, um ſich über die Dispache zu erklären. 

Die Vorladung geſchieht unter der Verwarnung, daß gegen den Nicht⸗ 
erſcheinenden angenommen wird, er habe gegen die Dispache nichts zu erinnern. 


3: 
Werden in dem Termin gegen die Dispache Feine Einwendungen erhoben, 
ſo hat das Gericht dieſelbe zu betätigen. 


§. 4. 

Wenn ein Betheiligter Einwendungen geltend macht, ſo hat er dieſelben 
im Termin näher zu begründen oder ſch eine beſondere Klageſchrift vorzube⸗ 
halten. Im letzteren Falle muß die Klageſchrift binnen 1 . Tagen bei dem 
Gerichte eingereicht werden; wenn dies nicht g de ſo wird angenommen, daß 
das im Termin aufgenommene Protokoll als de chr elten ſolle. 

Auf die Klageſchrift, oder, wenn eine ſolche nicht vorbehalten oder innerhalb 
der vierzehntägigen Friſt nicht eingereicht iſt, 5 die als falußeschait dienende 
Abſchrift des Terminsprotokolls wird von dem Gerichte das ordentliche Prozeß⸗ 

erfahren eingeleitet. 
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$. 5. 

Sind die vorgebrachten Einwendungen durch rechtskräftige Entſcheidun 

oder in anderer Art a: ültig erledigt, fo erfolgt die Beſtätigung der Oispache 


durch das Gericht, nachdem dieſelbe erforderlichen Falls nach Maßgabe der Er⸗ 
ledigung der Einwendungen berichtigt iſt. i 


$. 6. 

Wenn Einwendungen erhoben werden, welche nur einen Theil der Dispache 
berühren, ſo hat das Gericht die letztere, inſoweit ſie durch die Einwendungen 
nicht berührt iſt, ſofort zu beſtätigen. 

$. 7. 
Aus der von dem Gericht beſtätigten Dispache findet die Exekution ſtatt. 


(Nr. 8639.) Geſetz, betreffend die Zwangsvollſtreckung gegen Benefizialerben und das Aufgebot 
der Nachlaßgläubiger im Geltungsbereiche des Allgemeinen Landrechts. Vom 
28. März 1879. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ac. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages, was folgt: 
3 

Im Geltungsbereiche des Allgemeinen Landrechts find der Benefizialerbe 
und der Nachlaßpfleger i nach Maßgabe der nachſtehenden Beſtimmungen 
das Aufgebot der Nachlaßgläubiger und Vermächtnißnehmer zu beantragen. 

Sie können, wenn der Antrag zugelaſſen iſt, für die Dauer des Verfahrens 
die einſtweilige Einſtellung der Zwangsvollſtreckung wegen der durch das Auf⸗ 
gebotsverfahren betroffenen Anſprüche, ſowie die Aufhebung der nach dem Auf⸗ 
e erfolgten Vollſtreckungsmaßregeln Ann. 

Die Vollziehung eines Arreſtbefehls ſteht im Sinne dieſer Vorſchrift der 
Zwangsvollſtreckung gleich. 

$. 2. 

Von mehreren Erben iſt jeder, ſofern er Benefizialerbe iſt, berechtigt, das 
Aufgebot zu 5 oder einem bereits geſtellten Antrage ſich anzuſchließen. 
Das Berſahren wirkt zu Gunſten aller Benefizialerben. 


5.8. 
Das Aufgebot erfolgt nach den Vorſchriften der Deutſchen Civilprozeß⸗ 
33 $$. 824 bis 896.5 we 
as Amtsgericht, bei welchem der Erblaſſer zur Zeit des Todes feinen 
allgemeinen Gerichtsſtand gehabt hat, iſt ausſchließlich zuſtändig. 
Gr. 86388639.) 


. . 
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$. 4. 

Der Aufgebotsantrag kann von dem Benefizialerben nur innerhalb eines 
Jahres, von der erlangten Wiſſenſchaft von dem Anfall der Erbſchaft an 
gerechnet, geſtellt werden. 

Nur innerhalb der gleichen Friſt kann der Anſchluß an einen bereits ge- 
ſtellten Antrag erfolgen. 

$. 5. 

Mit dem en ift nachzuweiſen, daß behufs Erhaltung der 
Rechtswohlthat das Nachlaßverzeichniß niedergelegt oder die gerichtliche Aufnahme 
deſſelben beantragt iſt. 

$. 6. 

Dem Aufgebotsantrag iſt ein Verzeichniß der bekannten Nachlaßgläubiger 

und Vermächtnißnehmer unter Angabe des Wohnorts derſelben beizufügen. 


* 

Die Aufgebotsfriſt (Deutſche Civilprozeßordnung $. 827) ſoll nicht mehr 

als ſechs Monate betragen. 
$. 8. 

Das Aufgebot ift den von dem wear a angezeigten Gläubigern und 
Vermächtnißnehmern von Amtswegen zuzuſtellen. Die Zuſtellung kann durch 
Aufgabe zur Poſt bewirkt werden. 

Die Wirkſamkeit des Aufgebots iſt von dieſer Zuſtellung nicht abhängig. 
Eine öffentliche Zuſtellung findet nicht ſtatt. . 


. f 
Die Einſicht des behufs Erhaltung der Rechtswohlthat niedergelegten Nach⸗ 
laßverzeichniſſes iſt nach Erlaß des Aufgebots Jedermann geſtattet. 


$. 10. 


Gegen die Nachlaßgläubiger und Vermächtnißnehmer, welche ihre Anſprüche 
nicht anmelden, tritt der Rechtsnachtheil ein, daß fie gegen den Benefizialerben 
ihre Anſprüche nur noch inſoweit geltend machen können, als der Nachlaß mit 
Ausſchluß aller ſeit dem Tode des Erblaſſers auf ekommenen Nutzungen durch 
Befriedigung der angemeldeten Anſprüche nicht erſchöpft wird. 


§. 11. 
Pfandgläubiger, ſowie Gläubiger, welche im Konkurſe den Fauſtpfand⸗ 
läubigern gleichſtehen, werden, ſowelt ſie ihre Befriedigung aus dem Pfande 
ſuchen, durch das Aufgebotsverfahren nicht betroffen. 

Diejenigen, welche ein Pfandrecht im Wege der Zwangsvollſtreckung oder 
des Arreſtes nach dem Tode des Erblaſſers erlangt haben, nd jedoch nicht be⸗ 
rechtigt, dem nach F. 1 Abs. 2 geftellten Antrage auf Einſtellung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung und auf Aufhebung von Vollſtreckungsmaßregeln zu widerſprechen. 


* 
— 295 — 


$. 12. 
In der Anmeldung eines Anſpruchs muß der Ge er ig und der Grund 
deſſelben angegeben werden. Die urkundlichen Beweisſtü e oder eine Abſchrift 
derſelben foller beigefügt werden. 

Die Anmeldungen find in der Gerichtsſchreiberei zur Einſicht der Be⸗ 
theiligten niederzulegen. 8. 13 


Iſt der Antragſteller in dem Aufgebotstermin nicht erſchienen und der 
1 auf Anberaumung eines neuen Termins (Deutſche ara ge See 


$. 831) binnen einer von dem Tage des Aufgebotstermins laufenden Friſt von 
zwei Wochen nicht geſtellt, oder der Antragſteller auch in dem anberaumten neuen 

ermin nicht erſchienen, ſo kann der Fortſetzung der Zwangsvollſtreckung nicht 
mehr widerſprochen werden. 

Nach Ablauf der erwähnten Friſt von zwei Wochen iſt der Antrag auf 
Anberaumung eines neuen Termins unbeſchadet der Vorſchrift des $. 831 der 
Deutſchen Civilprozeßordnung nur innerhalb der im $. 4 für den Aufgebots⸗ 
antrag beſtimmten Friſt zuläſſig. 

14. 


Die Beendigung des Verfahrens, ſowie der Eintritt der in §. 13 Abſ. 1 
bezeichneten Umſtände iſt durch Anheftung an die Gerichtstafel und durch Ein⸗ 
rückung in die zur Bekanntmachung des Aufgebots gewählten Blätter bekannt 
zu machen. 

Die den Anmeldungen beigefügten urkundlichen Beweisſtücke ſind nach der 
Beendigung zurückzugeben. 
. 


Wird ein Ausſchlußurtheil erlaſſen, oder der Antrag auf am: des⸗ 
ſelben zurückgewieſen, ſo iſt das Verfahren vor Ablauf einer von Verkündigung 
der Entſcheidung laufenden Friſt von zwei Wochen und vor Erledigung der 
rechtzeitig eingelegten Beſchwerde (Deutſche Civilprozeßordnung F. 829) nicht als 
beendigt 5 

$. 16. 


Die Koſten des Verfahrens gehören zu den Ausgaben für die Verwaltung 
des Nachlaſſes. 
N. 
Wird über den Nachlaß der Konkurs eröffnet, ſo iſt der Wee nur 


noch zur Herausgabe des Nachlaſſes und zur Rechnungslegung über deſſen Ver⸗ 
waltung an den Konkursverwalter verpflichtet. 


$. 18. 


Der vierte Titel der Konkursordnung vom 8. Mai 1855 und der zweite 
Abſchnitt des Titel 51 Theil I der Allgemeinen Gerichtsordnung werden auf 
gehoben. 

(Nr. 8639.) 
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Ein vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes beantragtes erbſchaftliches 
Liquidationsverfahren (Konkursordnung vom 8. Mai 1855 Titel 4, Allgemeine 
Gerichtsordnung Theil 1 Titel 51 Abſchnitt 2) iſt nach den bisherigen Vor⸗ 
ſchriften zu erledigen. Hierbei finden rückſichtlich der Zuſtändigkeit der Gerichte 
und der Zuſtellungen die Vorſchriften des Geſetzes, betreffend die Uebergangs⸗ 
beſtimmungen zur Deutſchen Civilprozeßordnung und Deutſchen Strafprozeß⸗ 
ordnung, entſprechende Anwendung. 


$. 19. 
5 5 Geſetz tritt gleichzeitig mit dem Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetze 
n Kraſt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 28. März 1879. 


(L. S.) Wilhelm. 
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